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Die gesamtwirtschaftliche Lage in Deutschland 2024/2025 

Krisenbelastete deutsche Wirtschaft verharrt in Stagnation  

Das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist im Jahr 2024 nach 
ersten Berechnungen des Statistischen Bundesamtes um 0,2 % ge-
genüber dem Vorjahr gesunken. Die Wirtschaftsleistung sank damit 
im zweiten Jahr in Folge leicht. Das BIP lag im Jahr 2024 nur noch 
0,3 % höher als vor der Corona-Pandemie im Jahr 2019.  

Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung ist damit seit längerem ins 
Stocken gekommen. Und auch zum Jahresbeginn 2025 sind keine 
Lichtblicke erkennbar. Neben der ausgeprägten konjunkturellen 
Schwäche lastet der strukturelle Wandel auf der deutschen Wirt-
schaft. Von der Industrie sind keine größeren Impulse zu erwarten 
und die Unternehmen werden weiterhin nur wenig investieren. Auch 
vom Außenhandel dürften keine Impulse kommen. Angesichts der 
bevorstehenden Amtseinführung von US-Präsident Trump besteht 
das Risiko, dass es künftig sogar noch deutlich schlechter läuft, sollte 
es international vermehrt zu Zöllen und weiteren Handelsbeschrän-
kungen kommen. 

Der Industrie zugehörige und verflochtene Unternehmen reagieren 
auf den Auftragsmangel nicht nur mit entsprechenden Ausweitun-
gen der Kurzarbeit, sondern entlassen auch einen Teil ihrer Beleg-
schaft – und das trotz anhaltenden Fachkräftemangels. Viele Indust-
rieunternehmen kämpfen mit den vergleichsweise hohen Energie-
preisen, zu hohen weiteren Produktionskosten, Ineffizienzen und 
unzureichender Innovationskraft und Wettbewerbsfähigkeit. 

 

Trotz steigender Reallöhne kommt der private Konsum nicht in Fahrt. 
Angesichts der bevorstehenden Entlassungen bei großen Industrieun-
ternehmen dürften sich bei vielen privaten Haushalten größere Sor-
gen um den eigenen Arbeitsplatz breit machen. Offenbar aus Vor-
sichtsmotiven legten sie daher zuletzt erneut mehr Geld auf die hohe 
Kante. Das durch die starke Inflation erreichte hohe Preisniveau 
dämpft die Konsumlaune der privaten Haushalte zusätzlich. 
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Erst ab Mitte des Jahres 2025 dürfte die konjunkturelle Dynamik 
leicht anziehen, wenn die Pläne einer neuen Bundesregierung klarer 
werden und sich die außenwirtschaftlichen Unwägbarkeiten besser 
einordnen lassen. Bei weiterhin steigenden verfügbaren Einkommen 
und einer geringeren Sparneigung der privaten Haushalte dürfte 
dann auch der private Konsum etwas stärker zulegen und die Wirt-
schafsleistung stützen. 

 

Die Wirtschaftsforschungsinstitute1 erwarten im laufenden Jahr 2025 
nur ein schwaches Wachstum. Die Vorausschätzungen bewegen sich 
in einer Spannweite von 0,0 % bis 0,8 %. Im Jahresmittel 2025 dürf-
te die deutsche Wirtschaft also um 0,4 % wachsen. Erst 2026, wenn 
auch die Wohnungsbauinvestitionen ihre Talsohlen verlassen haben 
und wieder zulegen, wird die deutsche Konjunktur den Instituten 
zufolge verhalten positive Wachstumsraten von 0,8 % bis 1,1 % 
aufweisen 

Es bleiben aber handfeste Risiken: Ein veritabler Handelskrieg mit 
hohen Strafzöllen und eine Eskalation der bestehenden geopoliti-
schen Konflikte könnten die andauernden Unsicherheiten noch ver-
tiefen und zudem die Inflation erneut befeuern. Dies würden die 
Zentralbanken zwingen die Zinsen nicht weiter zu senken, sondern 
sie wieder zu erhöhen. Das unweigerliche Resultat wären schlechtere 
Finanzierungsbedingungen und dadurch eine Abnahme von Investi-
tionen, Konsum und Wachstum. 

Andererseits muss das Wachstum nicht so gering ausfallen, denn der 
Haushaltsplan der neuen Regierung birgt auch das Potenzial, das 
Wirtschaftswachstum anzukurbeln. So könnten steigende öffentliche 
Investitionen, beispielsweise in Infrastruktur und Bildung oder in die 

 
1 In die Analyse dieses Berichtes zur zukünftigen Wirtschaftsentwicklung flossen die 

Ergebnisse der aktuellen Konjunkturberichte der folgenden Institute ein: DIW – 
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin; HWWI – Hamburgisches Welt-
Wirtschafts-Institut; Gemeinschaftsdiagnose – ifo mit KOF Konjunkturforschungs-
stelle ETH Zürich, IWH mit Kiel Economics, IfW, RWI mit Institut für Höhere Studien 
Wien; IAB – Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung; ifo – ifo-Institut für 
Wirtschaftsforschung, München; IfW – Institut für Weltwirtschaft, Kiel; IMK – Insti-
tut für Makroökonomie und Konjunkturforschung in der Hans-Böckler-Stiftung, 
Düsseldorf; IW – Institut der Deutschen Wirtschaft, Köln; IWH – Institut für Wirt-
schaftsforschung, Halle; RWI – Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsfor-
schung, Essen; SVR – Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung.  
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klimaneutrale Transformation, das Wirtschaftswachstum in Deutsch-
land anschieben. 

Bruttowertschöpfung im Produzierenden Gewerbe und Bau 
rückläufig. Dienstleistungsbereiche stützten die Wirtschaft 

Die gesamtwirtschaftliche Bruttowertschöpfung ging im Jahr 2024 
um 0,4 % zurück. Dabei zeigten sich deutliche Unterschiede zwi-
schen den einzelnen Wirtschaftsbereichen. Im Verarbeitenden Ge-
werbe wurde weniger erwirtschaftet, die Bruttowertschöpfung nahm 
gegenüber dem Vorjahr deutlich ab (-3,0 %). Vor allem gewichtige 
Bereiche wie der Maschinenbau oder die Automobilindustrie produ-
zierten deutlich weniger.  

Im Baugewerbe nahm die Bruttowertschöpfung 2024 gegenüber 
dem Vorjahr mit -3,8 % noch etwas stärker ab als im Verarbeitenden 
Gewerbe. Die nach wie vor hohen Baupreise und Zinsen führten da-
zu, dass insbesondere weniger Wohngebäude errichtet wurden. 
Auch das Ausbaugewerbe musste Produktionsrückgänge hinneh-
men. 

 

Die Dienstleistungsbereiche entwickelten sich im Jahr 2024 insge-
samt positiv (+0,8 %), jedoch uneinheitlich. So stagnierte die Brut-
towertschöpfung im zusammengefassten Wirtschaftsbereich Handel, 
Verkehr, Gastgewerbe. Dies gilt auch für die Unternehmensdienst-
leister.  

Der Wirtschaftsbereich Information und Kommunikation setzte 
dagegen seinen Wachstumskurs fort (+2,5 %). Dies galt auch für die 
vom Staat geprägten Wirtschaftsbereiche: Neben der öffentlichen 
Verwaltung selbst, wuchsen auch die Bereiche Erziehung und 
Unterricht sowie Gesundheitswesen weiter. Die Bruttowertschöpfung 
dieser Bereiche zusammen nahm im Vergleich zum Vorjahr deutlich 
zu (+1,6 %). 
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Die Grundstücks- und Wohnungswirtschaft konnte ihre Bruttowert-
schöpfung im Jahr 2024 um 1 % steigern und erreichte damit einen 
Bruttowertschöpfungsanteil von knapp 10 %. Für gewöhnlich hat 
die Grundstücks- und Wohnungswirtschaft nur moderate Wert-
schöpfungszuwächse und ist nur geringen Schwankungen unterwor-
fen. Gerade diese Beständigkeit begründet die stabilisierende Funkti-
on der Immobiliendienstleister für die Gesamtwirtschaft, vor allem in 
Zeiten einer flauen Gesamtentwicklung. Nominal erzielte die Grund-
stücks- und Immobilienwirtschaft 2024 eine Bruttowertschöpfung 
von 386 Milliarden EUR. 

Beschäftigung überschreitet ihren Zenit, Fachkräftemangel 
dauert an  

Der Arbeitsmarkt wird durch die anhaltende Stagnation der deut-
schen Wirtschaft zunehmend beeinträchtigt. Gemessen an der 
schwachen Konjunktur hält sich die Beschäftigung aber vergleichs-
weise gut, scheint aber im Jahresverlauf einen vorläufigen Höchst-
stand überschritten zu haben. 

Die Wirtschaftsleistung wurde im Jahr 2024 von durchschnittlich 
46,1 Millionen Erwerbstätigen erbracht. Damit wurde der Vorjahres-
wert nochmals um 72.000 Erwerbstätige (+0,2 %) übertroffen. Vier 
Jahre zuvor im Jahr 2020 hatte die Corona-Krise den zuvor über 14 
Jahre anhaltenden Anstieg der Erwerbstätigenzahl zeitweilig beendet 
und zu einem Rückgang geführt. Im Zuge des Aufholprozesses nach 
der Pandemie war die Erwerbstätigkeit seit 2022 wieder kontinuier-
lich gewachsen. Dennoch war der Zuwachs in 2024 zu gering, um 
einen Anstieg von Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung zu ver-
hindern. 

Im Jahr 2024 trugen ausschließlich die Dienstleistungsbereiche zum 
Anstieg der Erwerbstätigenzahl bei (+0,4 %). Mehr als drei Viertel 
aller Erwerbstätigen arbeiteten dort. Die prozentual größten Beschäf-
tigungszuwächse gab es 2024 im Bereich Öffentliche Dienstleister, 
Erziehung, Gesundheit (+1,5 %) sowie im Bereich Finanz- und Versi-
cherungsdienstleister (+1,0 %). Die Grundstücks- und Wohnungs-
wirtschaft sowie der Bereich Information und Kommunikation wiesen 
dagegen nur leichte Beschäftigungszuwächse auf (+0,4%). 
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Im Produzierenden Gewerbe (ohne Baugewerbe) sank die Erwerbstä-
tigenzahl 2024 um 0,6 %. Damit ging die Erwerbtätigkeit dort um 
fast 70.000 Personen zurück. Im Baugewerbe endete mit einem 
Rückgang um 1,1 % gegenüber dem Vorjahr (-28.000 Erwerbstäti-
ge) der seit dem Jahr 2009 andauernde und nur im Jahr 2015 unter-
brochene Aufwärtstrend. 

Trotz des leichten Beschäftigungsaufbaus sind Arbeitslosigkeit und 
Unterbeschäftigung (ohne Kurzarbeit) 2024 im zweiten Jahr in Folge 
gestiegen. Im Jahresdurchschnitt 2024 waren in Deutschland 2,8 
Mio. Menschen arbeitslos gemeldet, 178.000 oder 7 % mehr als vor 
einem Jahr. Die jahresdurchschnittliche Arbeitslosenquote nahm um 
0,3 Prozentpunkte zu und belief sich 2024 auf 6,0 %. Auf der Ebene 
der Bundesländer reicht die Arbeitslosenquote von 3,7 % in Bayern 
bis zu 11,1 % in Bremen. In allen Ländern hat die jahresdurchschnitt-
liche Arbeitslosenquote im Vorjahresvergleich zugenommen. Die 
stärksten Anstiege gab es mit jeweils +0,6 Prozentpunkten in Ham-
burg und Berlin. Die geringsten wurden mit jeweils +0,2 Prozent-
punkten in Schleswig-Holstein, Niedersachsen, dem Saarland, Bran-
denburg, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt ausgewie-
sen. 

Der langjährige Anstieg der Beschäftigung in Deutschland wird seit 
Jahren hauptsächlich durch eine Zuwanderung von Personen aus 
dem Ausland getragen. Demografisch bedingt nimmt das Erwerbs-
personenpotenzial in Deutschland bereits seit längerem ab. Der 
Trend einer alternden Bevölkerung bewirkt, dass sich mehr Personen 
in den Ruhestand zurückziehen als neu in das Erwerbsleben eintre-
ten. Nach Berechnungen des Institutes für Arbeitsmarkt und Berufs-
forschung (IAB) in Nürnberg schrumpft das Erwerbspersonenpotenzi-
al – die Alterung der Bevölkerung isoliert betrachtet – im Jahr 2024 
und im Jahr 2025 jeweils um 420.000 Arbeitskräfte.2 Die Migration 
ermöglicht ein Wachstum des Erwerbspersonenpotenzials und 
Deutschland profitiert deshalb von einer steigenden Gesamtbeschäf-
tigung.  

Damit das Arbeitskräfteangebot in Deutschland auch in Zukunft 
nicht nennenswert schrumpft, müsste die Nettozuwanderung nach 
Modellrechnungen des IAB bis 2050 innerhalb einer Spanne von 
346.000 Personen (bei extrem steigenden Erwerbsquoten) bis 
533.000 Personen (bei realistisch steigenden Erwerbsquoten) pro 
Jahr liegen.3  

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine hat vorübergehend 
einen sprunghaften Anstieg der Zuzüge von Schutzsuchenden verur-
sacht. Im Jahr 2022 wurden rund 1.098.000 Zuzüge von Menschen 
aus der Ukraine registriert. Die Nettozuwanderung aus der Ukraine 
lag im selben Jahr bei 960.000 Personen. Der Großteil der Zuwande-
rung fand von März bis Mai 2022 statt und sank seit August 2022 
stetig. Im Jahr 2023 sind im Saldo 121.160 Schutzsuchende aus der 
Ukraine nach Deutschland geflohen. 

 
2 IAB (2024): Die Beschäftigung steigt, aber die Arbeitslosigkeit auch, IAB-

Kurzbericht 6|2024. Nürnberg. 
3 IAB (2015): Zuwanderungsbedarf aus Drittstaaten in Deutschland bis 

2050. Bertelsmann-Stiftung. Gütersloh. 
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Insgesamt verzeichnete Deutschland im Jahr 2024 wieder ein deutli-
che geringere Nettozuwanderung als die beiden Jahre zuvor. Nach 
vorläufiger Schätzung des Statistischen Bundesamtes sind rund 
380.000 Personen mehr nach Deutschland gezogen als ins Ausland 
fortgezogen. Damit liegt die Nettozuwanderung im Durchschnitt der 
Jahre 2016 bis 2021. 

Trotz der guten Nettozuwanderung bleibt der Fachkräftemangel in 
Deutschland ein flächendeckendes Problem, der nahezu alle Wirt-
schaftsbereiche und Regionen betrifft. Allerding hat sich die Situation 
im Laufe des Jahres 2024 entsprechend der lahmenden Konjunktur 
etwas entspannt. So ermittelte das ifo-Institut im Rahmen seiner 
Konjunkturumfragen im August 2024, dass bei knapp 34 % der Un-
ternehmen in Deutschland die Geschäftstätigkeit vom Fachkräfte-
mangel behindert wird. Im Jahr zuvor lag der Wert noch bei 42 %. 
Das bisherige Allzeithoch des Indikators war im Juli 2022 mit einem 
Wert von 49,7% erreicht worden. Angesichts des demografischen 
Wandels dürfte Arbeitskräfteknappheit auch in Zukunft eine große 
Herausforderung für die deutsche Wirtschaft darstellen.  

 

Konsumausgaben des Staates stützen das Bruttoinlandspro-
dukt, Privater Konsum schwach, Investitionen brechen ein 

Auf der Verwendungsseite des Bruttoinlandsproduktes kamen von 
den privaten Haushalten nur schwache Impulse (+0,3 %). Trotz realer 
Einkommenszuwächse hielten sich die Haushalte beim Konsum deut-
lich zurück. Vor allem für Gastronomie- und Beherbergungsdienst-
leistungen gaben die privaten Haushalte deutlich weniger aus als im 
Vorjahr (-4,4 %). Auch Bekleidung und Schuhe wurden preisberei-
nigt weniger konsumiert als im Jahr 2023 (-2,8 %). Insgesamt lagen 
die privaten Konsumausgaben knapp unter dem Vorkrisenniveau des 
Jahres 2019 (-0,1 %). Dies dürfte neben wirtschaftlicher Unsicherheit 
vor allem auf die weiterhin hohen Verbraucherpreise zurückzuführen 
sein. Mit einem Anteil von knapp 53 % stellen die privaten Konsum-
ausgaben das bedeutendste Aggregat der Nachfrageseite dar.  

Die Sparquote der privaten Haushalte wuchs auf 11,6 %. Dies sind 
1,2 Prozentpunkte mehr als noch im Vorjahr. Lässt man die stark von 
den Folgen der Corona-Pandemie betroffenen Jahre 2020 und 2021 
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außer Acht, sparten die privaten Haushalte insgesamt so stark wie 
seit Mitte der 1990er-Jahre nicht mehr. 

 

Deutlich stärker als die privaten Konsumausgaben erhöhten sich im 
Jahr 2024 mit +2,6 % die preisbereinigten Konsumausgaben des 
Staates. Dabei handelt es sich um Ausgaben des Staates für die Be-
reitstellung von öffentlichen Leistungen wie beispielsweise Bildung 
oder Gesundheit. Der Anstieg im Jahr 2024 ist insbesondere auf die 
merklich gestiegenen sozialen Sachleistungen des Staates zurückzu-
führen. So gab die Sozialversicherungen unter anderem für Kranken-
hausbehandlungen, Medikamente und Pflege mehr Geld aus. Ebenso 
erhöhte sich das vom Staat gezahlte Löhne und Gehälter insbesonde-
re durch die höhere Beschäftigtenzahl in den Wirtschaftszweigen 
öffentliche Verwaltung sowie Erziehung und Unterricht. 

Die Bauinvestitionen gingen im Jahr 2024 preisbereinigt insgesamt 
um 3,5 % gegenüber dem Vorjahr zurück. Die hohen Baukosten 
wirkten sich weiterhin negativ auf die Investitionstätigkeit aus: Ob-
wohl die Preisanstiege im Jahr 2024 nachließen, blieben die Bauprei-
se auf einem sehr hohen Niveau. Seit dem Jahr 2019 legten sie um 
gut 40 % zu. 

Besonders gebremst wurde der Wohnungsbau mit einem preisberei-
nigten Rückgang um 5,0 %. Auch die privaten Investitionen in 
Nichtwohnbauten, zum Beispiel Fabriken oder Bürogebäude, nah-
men im Vorjahresvergleich ab (-2,6 %). Die Bauinvestitionen des 
Staates, im Wesentlichen Sanierungs- und Ausbaumaßnahmen der 
öffentlichen Infrastruktur, waren dagegen positiv (+1,2 %). 

Die Investitionen in Ausrüstungen – hierzu zählen vor allem Maschi-
nen, Geräte und Fahrzeuge – nahmen 2024 preisbereinigt im Ver-
gleich zum Vorjahr um 5,5 % ab. Insbesondere die gewerbliche 
Wirtschaft investierte im Jahr 2024 deutlich weniger in Ausrüstungen 
(-6,5 %). Die staatlichen Investitionen legten dagegen zu (+4,2 %). 
Sie machen allerdings nur etwa ein Zehntel der Ausrüstungsinvestiti-
onen insgesamt aus. 

Die schwierige wirtschaftliche Lage im Jahr 2024 zeigte sich auch im 
Außenhandel. Die Exporte von Waren und Dienstleistungen sanken 
um 0,8 %. Grund waren unter anderem geringere Ausfuhren von 
elektrischen Ausrüstungen, Maschinen und Kraftfahrzeugen. 
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Inflation erreicht Zielmarke fast, Baupreise wachsen nur noch 
leicht  

Die Inflationsrate in Deutschland – gemessen als Veränderung des 
Verbraucherpreisindex (VPI) zum Vorjahresmonat – ist im Laufe des 
Jahres 2024 deutlich zurück gegangen und erreichte im Dezember 
eine Rate von 2,2 %. Damit erreicht sie knapp das Geldwertstabili-
tätsziel der Europäischen Zentralbank. Im Jahresmittel 2023 hatten 
sich die Verbraucherpreise in Deutschland noch um 5,9 % erhöht. 

 

 

Eckdaten zur Konjunkturentwicklung in Deutschland 

 
 

2020 2021 2022 2023 2024 2025 

 
      

Veränderung in % gegenüber dem Vor-
jahr (reale Entwicklung) 

      

Reales Bruttoinlandsprodukt – 4,1  3,7  1,4 – 0,3 – 0,2 0,4 

     Privater Konsum – 6,8  2,3  5,6 – 0,4 0,3 0,5 

     Konsumausgaben des Staates  4,9  3,4  0,1 – 0,1 2,6 1,2 

     Bauinvestitionen  4,0  – 3,1  – 3,9  – 3,4  – 3,5  – 0,9 

     Wohnungsbauinvestitionen  4,7  – 2,5  – 4,3  – 4,1  – 5,0  – 1,1 

     Exporte – 9,5  10,0  3,1 – 0,3 – 0,8 – 0,3 

Arbeitsmarkt       

Erwerbstätige in Tsd. (Jahresdurchschnitt) 44.966 45.053 45.675 46.011 46.083 46.048 

     Veränderung in % gegenüber Vorjahr – 0,7 0,2 1,4 0,7 0,2 – 0,1 

Arbeitslose in Tsd. (Jahresdurchschnitt) 2.695 2.613 2.418 2.609 2.787 2.854 

     Arbeitslosenquote* 5,9 5,7 5,3 5,7 6,0 6,1 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Reihe 1.1; 2023 erste vorläufige Ergebnisse; Bundesagentur für Arbeit, 
Arbeitslosigkeit im Zeitverlauf; Werte für 2024 Schätzung nach Instituten und Bundesregierung Ende 2023/Anfang 2024 

 

*nationales Berechnungskonzept der Bundesagentur für Arbeit (Arbeitslose bezogen auf alle zivilen Erwerbspersonen) 
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War 2021 zunächst die weltweite Nachfrage nach Baustoffen, die 
mit Abflauen der Coronakrise sprunghaft gestiegen war, ausschlag-
gebend für den erheblichen Preisdruck bei Baumaterialien, kamen 
durch den Krieg in der Ukraine weitere Lieferengpässe und eine 
enorme Verteuerung der Energiepreise hinzu. Verglichen mit dem 
Vorkrisenniveau stiegen die Baupreise von Ende 2019 bis Ende 2024 
um etwa 44 %. Einen derartigen Preisschock hat es seit den frühen 
70er-Jahren des letzten Jahrhunderts nicht mehr gegeben.  

 

Die Normalisierung der Energiepreise und der Lieferbeziehungen für 
Baustoffe haben die Wachstumsraten der Baupreise in den letzten 
Monaten zwar deutlich nach unten gedrückt, das Preisniveau bleibt 
aber hoch und steigt weiter über den Wachstumsraten der allgemei-
nen Teuerung. Nach Berechnungen des Statistischen Bundesamtes 
verteuerten sich die Preise für den Neubau von Wohngebäuden in 
Deutschland im 4. Quartal 2024 im Vorjahresvergleich um 3,1 %. 
Dieser Anstieg lag wie in den Vorquartalen über der allgemeinen 
Preissteigerung, die 2,2 % betrug. 

Vor allem vom Ausbaugewerbe, das mit rund 56 % den größten 
Anteil an den Bauleistungen im Wohnungsbau hat, geht weiterhin 
ein deutlicher Preisdruck aus: Die Preise für Ausbauarbeiten nahmen 
im 4. Quartal 2024 gegenüber dem Vorjahr um 3,8 % zu.  

Hierbei erhöhten sich die Preise für Heizanlagen und zentrale Was-
sererwärmungsanlagen (darunter zum Beispiel Wärmepumpen) um 
4,9 %. Diese haben unter den Ausbauarbeiten neben Metallbauar-
beiten den größten Anteil am Baupreisindex für Wohngebäude. Für 
Metallbauarbeiten stiegen die Preise um 3,0 %. Bei Elektro-, Sicher-
heits- und Informationstechnischen Anlagen – darunter fallen zum 
Beispiel Elektro-Warmwasserbereiter und Kommunikationsanlagen – 
nahmen sie um 6,3 % zu, bei Wärmedämm-Verbundsystemen um 
3,3 %. 

Neben dem Neubau werden auch die Preise für Instandhaltungsar-
beiten an Wohngebäuden (ohne Schönheitsreparaturen) erhoben. 
Auch diese legten im 4. Quartal 2024 mit 3,6 % weiterhin stärker zu 
als die allgemeine Preissteigerung. 

Unterdurchschnittlich war die Teuerung 2024 lediglich bei Rohbau-
arbeiten an Wohngebäuden. Hier stiegen die Preise von November 
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2023 bis November 2024 um 2,0 %. Den größten Anteil an den 
Rohbauarbeiten haben Betonarbeiten und Mauerarbeiten. Während 
die Preise für Betonarbeiten im Vorjahresvergleich um 1,0 % zunah-
men, erhöhten sich die Preise für Mauerarbeiten um 1,2 %. Dachde-
ckungsarbeiten waren im November 2024 um 3,6 % teurer als im 
November 2023, die Preise für Erdarbeiten stiegen im gleichen Zeit-
raum um 4,5 % und die Preise für Zimmer- und Holzbauarbeiten um 
2,6 %.  

Trotz rückläufiger Nachfrage, durch die die Kapazitätsauslastung im 
Baugewebe zuletzt deutlich gesunken ist, traten die erwarteten Preis-
rückgänge bei den Bauleistungen bisher nicht ein. Der Einbruch der 
Baugenehmigungen seit Anfang 2022 wirkt sich mit einer Verzöge-
rung von ein bis zwei Jahren auf die Wohnungsbauinvestitionen aus, 
weshalb insbesondere für 2024 und 2025 mit einer negativen Ent-
wicklung in diesem Segment zu rechnen ist. Die Baupreise dürften 
nach den enormen Anstiegen der letzten vier Jahren 2025 erstmals 
wieder leicht nachgeben. Ab 2026 ist mit zunehmender Erholung 
und einer höheren Kapazitätsauslastung der Bauwirtschaft bereits 
wieder mit einer steigenden Tendenz bei den Bauinvestitionen zu 
rechnen. 

Wohnungsbauinvestitionen sind abgestürzt, aber Talsohle 
allmählich in Sicht 

In den vergangenen Jahren führten stark steigende Zinsen und Bau-
preise zu höheren Kosten und erschwerten die Finanzierung von 
Bauvorhaben erheblich. Die Auftrags- und Genehmigungszahlen 
brachen ein. Vor allem im Wohnungsbau waren die Rückgänge deut-
lich. Erstmals seit der Finanzkrise im Jahr 2009 sanken die Woh-
nungsbauinvestitionen 2024 in nominaler Betrachtung, preisbereinigt 
ging es schon seit 2021 Jahr für Jahr zurück. 

Insgesamt nahmen die Wohnungsbauinvestitionen preisbereinigt 
auch 2024 mit -5,0 % sogar spürbar stärker ab als die Bauinvestitio-
nen insgesamt (-3,0 %). Jahrelang hatte der Wohnungsbau die trei-
bende Kraft unter den Bausparten gebildet und war deutlich stärker 
als die übrigen Baubereiche gewachsen.  

In Neubau und Modernisierung der Wohnungsbestände flossen 2024 
rund 284 Mrd. EUR. Anteilig wurden 61 % der Bauinvestitionen im 
Wohnungsbau getätigt; leicht weniger als im Vorjahr. Insgesamt um-
fassen die Bauinvestitionen über alle Immobiliensegmente 2021 ei-
nen Anteil von 11 % des Bruttoinlandsproduktes.  

Aufgrund der weiterhin hohen Zuwanderung und einer wachsenden 
Bevölkerung bleibt der Bedarf an Wohnraum hoch. Die derzeit ver-
fügbaren niedrigen Fördermittel und das erreichte Niveau der Bau-
preise dürften den Wohnungsbau aber weiter bremsen. Die bisher 
nicht vollständig ausgeglichenen Realeinkommensverluste der Privat-
haushalte aus vergangenen Jahren erschweren die Finanzierung von 
Wohnbauprojekten zusätzlich.  
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Im Jahre 2025 dürften sich die Investitionen in Wohnbauten noch 
nicht erholen. Allerdings zeigt der unterjährige Verlauf im Jahr 2024, 
dass sich die Lage zunehmend stabilisiert. Bei den Auftragszahlen 
zeichnet sich eine Bodenbildung ab, und die Zinsen sind zuletzt wie-
der leicht gesunken. Da die Konjunktur insgesamt im Jahr 2025 wohl 
weiter schwächeln wird, ist mit einem Aufschwung noch nicht zu 
rechnen. Besonders Haushalte werden sich aufgrund von Arbeits-
marktsorgen und unsicherer Einkommensentwicklung vor allem in 
der ersten Jahreshälfte 2025 weiterhin zurückhalten. 

Insgesamt werden vorrausichtlich die Investitionen in Wohnbauten, 
den Prognosen der Institute zufolge, im Jahr 2025 nochmals um 1,1 
% bis 1,4 % zurückgehen. Erst im folgenden Jahr 2026 dürfte eine 
Trendwende zu wieder wachsenden Wohnungsbauinvestitionen ein-
geleitet werden. Die Institute rechnen dann mit einem Zuwachs von 
2,2 % bis 2,4 %. Vor allem der Wohnungsneubau dürfte dann wie-
der deutlich stärker zulegen. Das Investitionsniveau wird aber weit 
von den Höchstständen vergangener Jahre entfernt bleiben.  

Die allmählig sichtbare Trendwende im Wohnungsbau darf aber 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Rückgänge der letzten Jahre 
eine noch größere Lücke zwischen Baubedarf und Bauleistung geris-
sen haben. Wohnraum ist in den Städten so knapp wie seit Langem 
nicht mehr. Selbst wenn 2026 wieder positive Wachstumsraten er-
zielt werden, liegen die realen Wohnungsbauinvestitionen um gut 
zehn Prozent unter dem Spitzenwert von 2020. Ausschlaggebend ist 
hier der Wohnungsneubau. Sein reales Volumen dürfte auch 2026 
noch um rund 25 Prozent unter dem Niveau von 2020 liegen. Der 
politische Handlungsdruck, insbesondere den Wohnungsmangel zu 
beheben, ist also eher größer als kleiner geworden.  

Rückgang der Wohnungsbaugenehmigungen schwächt sich ab 

Im Jahr 2024 dürften nach letzten Schätzungen die Genehmigungen 
für rund 213.000 neue Wohnungen auf den Weg gebracht worden 
sein, somit wurden 18 % weniger Wohnungen bewilligt als im Jahr 
zuvor. Damit hat sich der dramatische Abwärtstrend des Vorjahres  
(-27 %) etwas abgeschwächt, zeigt aber weiterhin deutlich nach 
unten. 
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Derzeit gestalten sich die Rahmenbedingungen für den Wohnungs-
bau weiter schwierig. Trotz der erfolgten Zinskorrektur trifft ein ho-
hes Preisniveau bei den Bauleistungen auf eine durch die Haushalts-
lage bedingte Unklarheit bezüglich der zukünftigen Förderkonditio-
nen. Diese schwierigen Rahmenbedingungen für den Wohnungs-
neubau schlugen sich 2024 sowohl bei Genehmigungen von Ein- 
und Zweifamilienhäusern als auch im Geschosswohnungsbau nieder.  

Die Zahl neu genehmigter Eigentumswohnungen sank dabei ersten 
Schätzungen deutlich stärker (-30 %) als die Genehmigungen für 
neue Mietwohnungen (-14 %). Insgesamt wurden 2024 wohl rund 
44.000 Eigentumswohnungen und 68.000 Mietwohnungen im Ge-
schosswohnungsbau genehmigt. 

 

Baufertigstellungen 2024 erstmals deutlich rückläufig  

Im Jahr 2024 wurde der Einbruch im Wohnungsbau auch bei den 
Fertigstellungszahlen greifbar (-17 %). Schätzungsweise 245.000 
neue Wohnungen wurden fertiggestellt. Projekte aus dem Bauüber-
hang des letzten Jahres sorgten dafür, dass der Einbruch nicht noch 
drastischer ausfiel. Für die Jahre 2025 ist auf Grundlage der Entwick-

Baugenehmigungen 
 2023 2024* 
 

Januar bis 
Dezember 

Januar bis 
Dezember 

Veränderung 
gegen Vorjah-
reszeitraum  

    

Anzahl der genehmigten Wohnungen    

Genehmigungen insgesamt (einschl. Bestandsmaßnahmen) 259.639 213.000 -18,0% 

dar.: Wohnungen (Neubau) in Ein- und Zweifamilienhäusern 61.929 49.500 -20,1% 

        davon Einfamilienhäuser 47.585 37.000 -22,2% 

                   Zweifamilienhäuser 14.344 12.500 -12,9% 

dar.: Wohnungen (Neubau) in Mehrfamilienhäusern 142.240 112.000 -21,3% 

        davon: Eigentumswohnungen 62.872 44.000 -30,0% 

                    Mietwohnungen 79.368 68.000 -14,3% 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Bautätigkeitsstatistik; *2024 eigene Schätzung auf Grundlage der Statistik bis 10/2024 
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lungen bei den Genehmigungen ein weiterer Rückgang auf rund 
218.000 neu errichtete Wohnungen zu erwarten. Auch 2026 wird 
sich dieser Trend fortsetzen, wenn auch deutlich abgeschwächt. Die 
Fertigstellungen dürften dann erstmals seit 2011 wieder unterhalb 
der 200.000-Marke liegen. Erst danach dürfte eine Trendwende zu 
wieder steigenden Fertigstellungen erkennbar werden. 

Die sozial orientierten Wohnungsunternehmen befinden sich in einer 
dramatischen Lage, wie eine Umfrage vom Juni 2024 verdeutlicht: Im 
Jahr 2024 können demnach rund 6.000 und damit 20 % der ur-
sprünglich geplanten Wohneinheiten nicht realisiert werden. 2025 
wird sich die Situation im Neubau nochmals zuspitzen: Der Anteil der 
Stornierungen, gemessen an den ursprünglichen Planungen, steigt 
auf über 12.000 Wohnungen oder 40 %. 

Auch bei den Modernisierungen bedingen die Kostensteigerungen 
und das schwierigere Finanzierungsumfeld einen deutlichen Rück-
gang der Aktivitäten. Die GdW-Umfrage zeigt, dass 2024 von ur-
sprünglich geplanten 110.000 zu modernisierenden Wohnungen nur 
75.000 oder 68 % vollständig umgesetzt werden. Weitere knapp 
21.000 Wohnungen oder 19 % können zwar angegangen, die 
Maßnahmentiefe muss aber deutlich reduziert werden. 14.000 
Wohnungen oder 13 %, deren Modernisierung für 2024 geplant 
war, werden zurückgestellt und erstmal gar nicht modernisiert. 2025 
verschärft sich die Lage weiter. Von rund 102.000 geplanten Moder-
nisierungen können nur 63 % vollständig realisiert werden. 20 % 
finden in vermindertem Umfang statt, 16 % werden vorerst stor-
niert. 

Die im Juni 2024 durchgeführte Umfrage zeigt darüber hinaus, dass 
zwei Drittel der Wohnungsunternehmen im GdW 2024 gar keine 
Wohnungen bauen können – 2025 steigt dieser Anteil auf 70 %. 

Vor dem Hintergrund steigender Wohnungsbedarfe, einer wachsen-
den Einwohnerzahl und um die Wohnungsbau- und Klimaziele nicht 
komplett abschreiben zu müssen, sollte die kommende Bundesregie-
rung schnell Maßnahmen für ein Sofortprogramm für bezahlbaren 
und sozialen Wohnungsbau ergreifen.4 Die entscheidenden Stell-
schrauben hierbei: Bauen und Umbauen müssen wieder wirtschaft-
lich umsetzbar gemacht werden. Also weg von einseitig immer höhe-
ren Anforderungen, hin zum Grundsatz: Das beste Kosten-Nutzen-
Verhältnis muss entscheiden. Dem sozialen Wohnungsbau muss da-
bei in Gebieten mit Wohnungsmangel ein absoluter Vorrang einge-
räumt werden. 

 
4 Ausführliche Positionen der Wohnungswirtschaft für eine zukünftige 

Wohnstrategie der Bundesregierung finden sich im Positionspapier zur 
Bundestagswahl, https://www.gdw.de/media/2024/11/gdw-
positionspapier-2s.pdf  
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